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Einrichtung

§ 1. Bei der Monopolverwaltung GmbH wird gemüß § 14a Abs. 1 Tabakmonopulgesetz 1996 (TabMG 19)6)
ein Solidaritäts- und Strukturfonds zur Erbringung von Leistungen an in wirtsehafthche Schwierigkeiten
geratene Tabaktrafikanten, zur Restrukturierung des Einzelhandels mit Tabakerzeugnissen in Osterreich
und zur verstarkten Förderung Behinderter im Rahmen des Tahakmonopols eingerichtet. Der Solidaritäts
und Strukturfonds dient der Einhebung, Verwaltung und Ausschüttung der gemäß § 38a Abs. 1 TabMG 1996
emgehobenen Zuschlage.

Rechtspersönlichkeit

§ 2. Der Solidaritäts- und Strukturfonds erlangt mit der Veröffentlichung der Solidaritäts- und Struktur-
fondsordnung ( 38a Abs. 2 TahMG 1996) im Amtsblatt zur Wiener Zeitung eigene Rechtspersönlichkeit. Er
hat seine Aufgaben nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit zu füh
ren.

Beirat

§ :l. (1) Die Monupolverwaltung GmbH hat fur die Aufgaben des Sulidaritöts- und Strukturfonds einen
Beirat zu bilden. Dem Beirat des Solidaritats- und Strukturfonds gehören je ein Vertreter

1. des Bundesministeriums für Finanzen, der rechtskundig sein muss,

2. der Monopolverwaltung GmbH und
3. des Bundvsgremiums dir Tahaktrafikantin

an.
(2) Die Mitglieder des Beirats sind nach dem im § 2 genannten Zeitpunkt unverzuglich durch die entsen

denden Stellen zu nominieren Gleichzeitig mit der Nominierung der Mitglieder sind Ersatzmitglieder zu
nc,mini(r(n.

(‘3) Die Mitglieder des Beirats uben ihre Funktion ehrenamtlich aus. Ein Aufwandsersatz gebuhrt nur nach
Maßgabe der Vorschriften, die das Rechtsverhältnis zwischen dem Mitglied und der Stelle, von der es nam
haft gemacht wurde, regeln. Die Mitglieder sind in ihrer Tätigkeit weisungafrei.

(4) Den Vorsitz föhn das vom Bundesministerium für Finanzen namhaft gemachte Mitglied, bei dessen
Verhinderung das v m Bundesministerium für Finanzen namhaft gemachti Ersatzmitglied.

(5) Der Beirat setzt seine Sitzungen so fest, dass er die ihm ubertragenen Aufgaben erfullen kann. Be
schlussfähigkeit ist gegeben, wenn mindestens der Vorsitzende und ein weiteres Mitglied anwesend sind. Der
Beirat fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor-
sitzenden.

(6) Zu den Sitzungen des Beirats können nach entsprechender Beschlussfassung Experten des Bundesmi
nisteriums für Finanzen. der Monopolverwaltung GmbH, des Bundesgremiums der Tabaktrafikanten, des
Tabakwarengroßhandels und der Tabakwarenindustrie beigezogen werden.

ii 4. (1) Die Aufgaben des Beirats umfassen alle Angelegenheiten der Entscheidung und des Vollzugs im
Zusammenhang mit der Einhebung, Verwaltung und Ausschüttung der gemaß § 38a Abs. 1 TabMG 1996 ein-
gehobenen Zuschläge.

(2) Aufgaben im Zusammenhang mit der Einhebung der Zuschlage gemäß § 38a Abs. 1 TabMG 1996 sind
insbesondere:

1. die Ermittlung und Einhebung der Zuschläge;
2. dii statistische und datenverarhi.itungsmäßige Erfassung dir Zuschläge;

3. die Eintreibung der Zuschlage.
(3) Aufgaben im Zusammenhang mit der Verwaltung der Zuschlage gemaß § 38a Abs. 1 TabMG 1996 sind

insbesondere:
1. die Ermittltmg des auf der Grundlage der eingehobenen Zuschläge vorhandenen Vermögens;

2. die Veranlagung des auf der Grundlage der eingehobenen Zuschläge vorhandenen Vermögens;

:i. die statistische und datenverarbeitungsmäßige Erfassung des auf der Grundlage der eingehnbenen Zu-
schläge vorhandenen Vermögens;

4. die Erstellung der jahrlichcn Gebarungsplanung gemäß § 8.

(4) Aufgaben im Zusammenhang mit der Ausschüttung der Zusehlage gemäß § 38a Abs. 1 TabMG 1996
sind insbesondere:

1. die Ausarbeitung und Anpassung von Förderungskriterien gemaß § 61, bis 6e:

2. die Ermittlung der sich aus den Grundlagen des TabMG 1996 und der Solidaritäts- und Strukturfonds
ordnung ergebenden Voraussetzungen für Förderungen gemäß § 6b bis 6e oder Stilllegungsprämien
gemäß § 6a;

3. die statistische und datenverarbeitungsrnäßige Erfassung der Voraussetzungen für Förderungen oder
Stilllegungsprämien;

4. die statistische und datenverarbcitungsmäßige Erfassung des Personenkreises, der die Voraussetzungen
für Förderungen oder Stilllegungsprärnien erfüllt;

5. die Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen gemäß Z 2 im Einzelfall, die Zuteilung und die Ab
wicklung der Forderung oder Stilllegungspramie:

6. die periodische statistische und datenverarbeitungsmäßige Erfassung der Ergebnisse der Ausschüttung
der Zuschläge.

Einhehung des Zuschlags

§ 5. Für Einkäufe der Tabaktrafikanten beim Großhandel im Zeitraum vom 1. Jänner 2013 bis zum
31. Dezember 2014 hat der Großhändler für Zigaretten folgende Zuschläge abzuführen:

1. vom 1 Jänner 21)13 bis 31. Dezember 21)13 einen Zuschlag von 5)) Euroccnt je 1 000 Stuck;

2. vom 1. Jiinner 2014 bis zum 31. Dezember 2014 einen Zuschlag von 30 Eurocent je 1 000 Stuck.

Dieser Zuschlag ist jeweils dem Solidaritats- und Strukturfonds für Tahaktrafikanten gewidmet und spä
testens bis zum 25. des Kalendermonats, der dem Monat der Lieferung folgt, an diesen abzufuhren.

Leistungen aus dem Solidaritäts- und Strukturfonds — Allgemeine Bestimmungen

§ 6. (1) Die gemäß § 14a Abs. 1 TabMG 1996 festgelegte Erbringung von Leistungen aus dem Solidaritäts
und Strukturfonds hat sich an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit
zu orientieren.

(2) Auf Zuwendungen aus dem Solidaritäts- und Strukturfnnds besteht kein Rechtsanspruch.

(3) Als Leistungen gelten ausschließlich geldwerte Zuschüsse, die in den Fällen des § Ob und § Od für be
stimmte, festzusetzende zeitliche Perioden gewährt werden. Diese geldwerten Zuschüsse sind in ganzen Eu
robeträgen auszuweisen.

(4) Als wirtschaftliche Schwierigkeiten gelten periodenbezogene Umsatzverluste bei Tabakwaren gemäß
§ 2 TabStG in einer bestimmten, festzusetzenden Höhe.

In Bezug auf die Bestimmungen des § Go gelten wirtschaftliche Schwierigkeiten jedenfalls dann als gege
ben, wenn die Umsatze an Tabakwaren gemaß § 2 TabStG des ansuchenden Tabak fachgeschäftes im voran
gegangenen Kalenderjahr unter dem Bundesdurchschnitt der Umsätze an Tabakwaren gemäß § 2 TabStG
aller Tabakfachgeschäfte im vorangegangenen Kalenderjahr liegen. Die Höhe des Bundesdurchschnitts der
Umsätze an Tabakwaren gemäß § 2 TabStG aller Tabakfachgeschäfte für das vorangegangene Kalenderjahr
ist nach Vorliegen der Jahresumsatzmeldungen des Großhandels durch die Monopolverwaltung GmbH fest
zulegen und durch den Beirat zu bestatigen ( 4 Abs. 4 Z 1).

(5) Neu bestellte, behinderte Inhaber von Tabakfachgeschäften sind jedenfalls, unabhangig von den Be
stimmungen des Abs. 4, im Sinne des § 6e Abs. 3 bis 6 förderungswürdig. Neu bestellt sind behinderte Perso
nen, die ein Tabakfachgeschäft übernehmen oder neu eröffnen und bisher noch kein Tabakfachgeschäft
betrieben haben. Behinderte Personen sind begünstigte Behinderte im Sinne des § 2 des Behinderteneinstel
lungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1 970, und Inhaber eines Behindertenpasses nach dem Bundesbehindertengesetz,
BGBI. Nr. 283/1990, mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50%. Anträge um Förderungen sind
innerhalb von 6 Monaten nach Bestellung zum Trafikanten einzubringen.

Stilllegungsprämien

§ 6a. (1) Für Zwecke der Restrukturierung des Tabakeinzelhandels in Osterreich kann der Beirat des Soli
dasitäts- und Strukturfonds mit Beschluss im Einzelfall einen Zuschuss (Stilllegungsprämic) an Trafikanten
gewähren. Bei der Beschlussfassung über die Gewährung eines Zuschusses (Stilllegungipramie) ist eine aus
reichende flachenduckende Versorgung mit Tahakerreugnissen zu berucksichtigen.

(2) Trafikanten können im Einzelfall eine Stilllegungsprämie erhalten, wenn ihre Trafik (Tabakfach
geschäft, Tahakverkaufsstelle) gemäß § 25 Abs. 8 TabMG 1996 im Erledigungsfall nicht nachbesetzt
wird. Ansuchen von Tabaktrafikanten um eine Stilllegungsprämie aus dem Solidaritäts- und Struktur-
fonds sind, nach Anhörung des Landesgremiu.ms der Tabaktrafikanten, über die jeweils örtlich zuständi
ge Monopolverwaltungsstelle bei der Geschäftsstelle ( 9) des Solidaritiits- und Strukturfonds einzurei
ehen.

(3) Voraussetzung für die Gewährung einer Stilllegungsprärnie ist die unwiderrufliche Kündigung des Be
stellungsvertrags dui‘ch den Trafikanten. Die Kundigung kann auch unter der Bedingung der Leistung einer
Stilllegungspranüe ausgesprochen werden.

(4) Die Stilllegungsprämie darf erst nach bereits erfolgter Schließung der Trafik ausgezahlt sverden.

(5) Die I-Iöhe der Stifllegungsprämie wird anhand des Betrags, der sich für die dem Zeitpunkt des Ansu
chens vorangehenden zwölf Monate aus den Umsätzen der Tabaktrafik mit Tabakerzeugnissen bei Anwen
dung der jeweiligen durchschnittlichen Jahreshandelsspanne ergibt, ermittelt, Dabei wird auf die aus § 38
TabMG 1996 resultierende durchschnittliche Handelsspanne irii Monopolgebiet ( 1 Abs. 3 TabMG 1996), die
sich auf der Datenbasis des jeweiligen Vorjalirs ergibt, abgestellt.

(6 ) Die Stilllegungsprämie beträgt

1 . 66‘‘O der in Abs. 5 genannten Bemessungsgrnndlage, wenn die Schließung der Trafik vor dem 1 . Juli
2014 erfolgt;

2. 45% der in Abs. 5 genannten Bemessungsgrundlage, wenn die Schließung der Trafik nach cleni 30. Juni
2014 erfolgt;

3. 30% der in Abs. 5 genannten Bcmessungsgrundlage, wenn die Schließung der Trafik nach dem 30. Juni
2015 erfolgt.

(7) Erfolgt die Stilllegung einer Tabaktrafik nach der Erreichung des jeweils geltenden gesetzlichen Pensi
onsalters ( 31 Abs. 5 TabMG 1996), verringert sieh die nach Abs. 5 und Abs. 6 berechnete Prämie im Falle
des Abs. 6 Z 1 auf 44%, im Falle des Abs. 6 Z 2 auf 33% und im Falle des Abs. 6 Z 3 auf 24% der in Abs. 5
genannten Bi‘missungsgrundlagi.

(8) Erfolgt die Schließung einer Tabaktrafik im Gefolge eines Insolvenzverfahrens oder steht ein solches
unmittelbar bevor, darf keine Stilllegungsprämie geleistet werden.

(9) Ist der Inhaber eines Tabakfaehgeschäftes nach der Beschlussfassung des Beirats verstorben, so darf
eine Stilllegungsprämie nur dann geleistet werden, wenn fur die oder den erbberechtigte(n) Hinterbliebe
ne(n) ein Anspruch auf die Bestellung gemäß § 3 1 Abs. 1 TabMG 1 996 bestanden hätte.

(ii)) Unbeschadet der Bestimmungen des § 7 Abs. 3, zweiter Satz dürfen 2))‘Yo der ermittelten Stilllegungs
pramic erst ausbezahlt werden, sobald an der Außenseite des ehemaligen Trafiklokals samtliche Hinweise
auf den frijheren Betrieb eines Tabakfachgeschäftes, insbesondere die nach § 37 Abs. 2 TabMG 1996 vorge
schriehenen Aufschriften und Kennzeichnungen, entfernt wurden.

Überbrückungshilfcn

§ Oh. (1) Der Beirat des Snlidaritäts- und Strukturfnnds kann mit Beschluss im Einzelfall einen Zuschuss
als Überbrückungshilfe an in wirtschaftliche Schwierigkeiten ( 6 Abs. 4) geratene Trafikanten (Inhaber von
Tabakfachgeschäften) gewähren. Als förderungswürdige Tabaktrafikanten gelten ausschließlich natürliche
Personen, die während jener Zeiträume ab dem 1. Jänner 2013, fur welche Umsatzverluste im Sinne des § 6
Abs. 4 festgestellt werden, Vertragspartner im Rahmen eines Bestellungsvertrages mit der Monopolverwal
tung GmbH gemaß § 34 TabMG 1 996 sind.

(2) Eine Überbrückungshilfe nach Abs. 1 darf nur an jene Trafikanten gewährt verden, deren Umsatz mit
Tabakwaren ( 2 Tabaksteuergesetz) im vorangegangenen Kalenderjahr um mindestens 2))t, unter dem
Bundesdurchschnitt der Umsätze an Tabakwaren gcmaß § 2 TabStG aller Tabakfachgeschafte im s‘orange
gangenen Kalenderjahr liegt. Die Hohe des Bundesdurchschnitts der Umsätze an Tabakwaren gemaß § 2
TabStG aller Tahakfaehgeschiifte für das vorangegangene Kalenderjahr ist nach Vorliegen der Jahresum
satzmeldungen des Großhandels durch die Monopolverwaltung GmbH festzulegen und durch den Beirat zu
bestätigen ( 4 Abs. 4 Z 1).

(3) Fiir die Ermittlung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten werden die Umsatzverluste bei Tabakwaren
als Prozentsatz der Umsätze der entsprechenden Vorperiode errechnet und wird jeweils eine Umsatzverlust
grenze von 15% bei Tabakwaren gemäß § 2 TabStG berücksichtigt. Umsatzverluste von 15% oder weniger
gelten als zumutbar und verden nicht berücksichtigt.

(4) Aus den gemäß Abs. 3 resultierenden Umsatzverlusten wird der jeweils durchschnittliche llandels—
spannenverlust pro Tabakfachgeschäft errechnet. Dabei wird auf die aus § 38 TabMG 1996 resultierende
durchschnittliche I-Iandelsspanne, die sich auf der Datenbasis des jeweiligen Vorjahrs ergibt, abgestellt.
Handelspannenverluste aus Umsätzen, die die Umsatzverlustgrenze von 15% übersteigen, werden zur Gänze
abgegolten.

(5) Ansuchen von Tabaktrafikanten um Uberbrückungshilfen aus dem Solidaritäts- und Strukturfonds
sind jedes Jahr zu stellen und jeweils bis zum Ende des einem Kalenderjahr nachfolgenden Quartals bei der
Geschaftsstelle des Solidaritäts— und Strukturfonds einzureichen. Langen Ansuchen um Leistungen nach
dem im ersten Satz genannten Zeitpunkt bei der Geschaftsstelle des Solidaritiits- sind Strukturfonds ein,
darf der Beirat des Solidaritäts- und Strukturfonds nur bei Vorliegen besonders berucksichtigungswurdiger
Umstände im Einzelfall einen Zuschuss beschlussmäßig gewähren.

(6) Wurde über die Tabaktrafik ein Insolvenzverfahren eroffnet oder steht ein solches unmittelbar bevor,
darf keine Ubcrbrüekungshilfe geleistet werden.

(7) Eine Uberbrückungshilfe ist durch den Solidaritäts- und Strukturfonds vom Tabaktrafikanten zurück
zu fordern, wenn innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten nach deren Zahlung an diesen Trafikanten eine
Stilllegungspramie gemäß § Ga ausbezahlt wird. Dii‘ Stilllegungsprämii‘ ist in diesen Fällen vor ihrer Aus—
zahlung um den Betrag der geleisteten Uberbrückungshilfe zu kürzen.

Zuschüsse für die Ersthevorratung mit Tahakerzeugnissen von Tahakfachgeschäften

§ 6c. (1) Der Beirat des Solidaritäts- und Strukturfonds kann neu bestellten behinderten Inhabern von Ta
bakfaehgeschäften als Förderung für die Ersthevorratung der Tabaktrafik mit Tabakerzeugnissen mit Be
schluss einen Zuschuss aus Mitteln des Solidaritäts- und Strukturfonds gewähren. Die Beschlussfassung
erfolgt im Nachhinein, auf der Grundlage eines Berichts der Geschäftsstelle des Solidaritäts- und Struktur-
fonds an den Beirat.

(2) Als fordcrungswürdige Tahaktrafikanten gelten ausschließlich Personen, die mit Wirkung ab dem
1. April 2015 im Rahmen eines definitiven und unbefristeten Bestellungs-‘vertrages mit der Monopolverwal
tung GmbH gemäß § 34 TabMG 1996 zum Tabaktrafikanten bestellt werden. Neu bestellt im Sinne des
Abs.1 sind behinderte Personen, die ein Tabakfachgeschäft übernehmen oder neu eröffnen und bisher noch
kein Tabakfachgeschäft betrieben haben.

(3) Behinderte Personen sind begünstigte Behinderte im Sinne des § 2 des Behinderteneinstellangsgeset
zes, BGBI. Nr. 22/197)), und Inhaber eines Behindertenpasses nach dem Bundesbehindertengesetz, BGBI. Nr.
283/1990, mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50%.

(4) Für die Erstbevorratung der Tabaktrafik mit Tabakerzeugnissen dürfen Zuschüsse bis zu einem
Höchstbetrag von 10.000 Euro gewährt werden. Die angeführten Beträge sind ohne Umsatzsteuer zu verste
hen.

(5) Dem Ansuchen um Gewährung einer Förderung sind ein geeigneter Nachweis über die Kosten und alle
sonstigen fur die Beurteilung des Ansuchens ei‘fi,rderlichen Unterlagen anzuschließen.

(6) Ansuchen um eine Förderung sind binnen drei Monaten nach der Bestellung zum Tabaktrafikanten
(Abschluss eines Bestellungsvertrags) bei der Geschäftsstelle des Solidaritäts- und Strukturfonds einzurei
chen.

(7) Langen Ansuchen um Leistungen nach dem im Abs. 6 genannten Zeitpunkt bei der Geschäftsstelle des
Solidaritats- und Strukturfonds ein, darf der Beirat des Solidaritäts- und Strukturfonds nur bei Vorliegen
besonders berucksichtigungswürdigcr Umstände im Einzelfall einen Zuschuss bcsch.lussmaßig gewähren.

Förderung für behinderte Mitarbeiter von Tabakfachgeschäften

§ Od. (1) Der Beirat des Solidaritäts— und Strukturfonds kann mit Beschluss Inhabern von Tabakfachge
schäften als Forderung für die Neuanstellung von behinderten Mitarbeitern in einem Dauerdienstverhaltms
einen Zuschuss aus Mitteln des Solidaritats- und Strukturfonds gewähren.

(2) Als förderungswürdig gelten ausschließlich Neuanstellungen mit Wirkung ab dem 1. April 2015, die
mindestens 12 Monate ununterbrochen andauern. Geringfugige Beschäftigungsverhiiltnissc sind nicht förde
rungswurdig.
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Solidaritäts- und Strukturfondsordnung
des Solidaritäts- und Strukturfonds zur Erbringung von Leistungen

an in wirtschaftliche Schwierigkeiten geratene Tabaktrafikanten, zur Restrukturierung des Tabakeinzelhandels
in Osterreich und zur verstärkten Förderung Behinderter im Rahmen des Tabakmonopols
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Pädagogische Hochschule Oberösterreich

Ausschreibung
An der Pädagogischen Hochschule Oberösterreich,
4020 Linz, Kaplanhofstraße 40, gelangen „ab sofort
nach Ausschreibungsende“ nachstehende Lehrer!
innenstunden zur Besetzung:
EINGEGLIEDERTE PRAXESSCHULE
schulische Tageshetreuung:
Frcizeitbetreuung (GS & NMS) ..... bis zu 20 SWS1.
Lernbetreuung (US & NMS) bis zu 5 SWSt.

Das Dienstverhältnis (Vertrag oder Dienstzuteilung,
im Einzelfall auch Mitverwendung) wird, für die
schulische Tagesbetrcuung auf Basis der Entloh
nungsgruppe 13, in Abhangigkeit von der tstsachli
ehen Verwendung, befristet bis 31. Aug. 21)18 einge
gangen. Das zu erwartende Monatsentgelt betragt
bei Vollbeschäftigung € 932,40 für jede Jahreswo—
chenstunde (14 x pro Jahr)
Bewerbungen mit einem facheinschlägigen Tätig
keits— und Quslifikatiunsprufil sind schriftlich bis
spätestens 21.02.2018 an das Rektorat der Padagogi—
sehen Hochschule 00, Kaplanhofstraße 40, 4020
Linz oder an die E-Mail-Adresse office)älph-ooeat zu
richten.
Bei Fragen oder für nähere Auskünfte wenden Sie
sieh an die Direktion der Praxisschule (johannes.
leebitph—ooeat oder 0732/7470—351)0). 489076

Oberstaatsanwaitschaft Wien

Staatsanwaitschaftliche Planstelle
Jv ll29/l8s-04 Im Sprengel der Oberstaatsanwalt-
schaft Wien werden ausgeschrieben:
1. Eine, allenfalls mehr Planstellen einei‘ Staatsan—

wältin/eines Slaatsanwalti‘s für din Sprengel der
Oberstaatsanwaltschaft Wien;

2. Eine, allenfalls mehr Planstellen einer Staatsan
wältinJeines Staatsanwaltes der Staatsanwalt
schaft Wien

in der Geha(tsgruppc 1 bzw St 1.
Ende der Bewerhungsfrist: 21. Februar 2018
Die Justiz ist bestrebt, den Anteil der Frauen ent
sprechend den Vorgaben des Frauenförderungspla_
nes zu i‘rhoh,‘n Bewerbungen von Frauen um dii‘
ausgeschriebenen Planstellen sind daher besonders
erwünscht. Unter gleich geeigneten Personen ist Be
werberinnen um diese Planstellen nach Maßgabe der
§ 1 lb und 11 c B-GIBG der Vorrang einzuräumen.
Bewerbungsgesuche sind (im Dienstweg) an die
Oberstaatsanwaltschaft Wien zu richten. Die Ernen
nungserfordernisse ergeben sich aus § 174 RSIDG,
die erforderlichen Gesuchsbeilagen aus § 179 Abs. 2
RStDG und § 33 Abs 1 DV-StAG.
Der Monatshezug beträgt mindestens 4.1)82,7)) Euro.
Er erhöht sieh eventuell auf Basis der gesetzlichen
Vorschriften durch anrechenbare Vordienstzeitcn so
wie sonstige mit den Besonderheiten des Arbeitsplat
zes verbundene Entlohnungshestandteile.
Wien, am 7. Februar 2018 481)081
in Vertretung
Hofrat Dr. Michael KLACKL
Erster Oberstaatsanwalt

Amtlicher Lieferungsanzeiger 1
Nähere Auskünfte finden Sie Unter:

www wienerzeitung.at/lieferanzeiger

Verg.-Bek. = Vergabebekanntmachung
Wettbew.-Bek. = Wettbewerbsbekanntmaehung

= Ausschreibende Stelle
= Auftragsbezeichnung
= Erfüllungsort
= Auskunfte

Aussehreibungsuntcrlagen/
Teilnehmerantrage

= Schlusstermin Angebote!
Teilnehmeranti‘äge
Schlusstermin Bewerbungen

Bund
Bekanntmachung. Verhandlungsverfahren. Aus

schreibende Stelle: SVD Büromanagement GmbH,
Dresdner Straße 45, 1200 Wien; Auftragsbezeich
nung: BVA KIS; Gegenstand des Auftrags: Rah
menvereinbarung (mit einem Unternehmen) uber
die Lieferung und Implementierung eines klini
schen Informations—Systems für die Rehabilitati—
uns- und Therapieeinriehtungen der Versiehe
rungsanstalt offentüch Bediensteter und ggf. wei
terer Abrufberechtigter: CPV-Codes: 4818001)0,
48000000; Erfüllungsort: österreichweit (AT); Aus
schreibungsunterlagen erhältlich unter : www.auf
trag.at; Schlusstermin Angebole/Teilnahmeantrii
ge (Datum oder Tage nach Versendung):
12.032018 11:00; Datum (1er Versendung der Be
kanntmachung zur Veröffentlichung im Amtsblatt
derEU: 05.02.2018. L-640044-8119

Art: Bekanntmachung über vergebene Aufträge -

Sckturen; Bezeichnung: L207 Fehringerstraße, Lü
ckenschluss Fehring — Brunn; Auftraggeber:
OBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft.

L—641251—825
Art: Bekanntmachung; Bezeichnung: AOl West Auto

bahn, km 288,83-290,60, Lärmsehutz Bergheim
Hagenaul FUK-Tausch Salzachbruck - BL; Auf
traggeber: Autobahnen- und Schnellsti‘aßen-Fi
nanzierungs-Aktiengeseilschaft; Schhisstermin:
05,03.2018 11:00. L—641340-825

Art: Bekanntmachung; Bezeichnung: Lieferung und
Installation eines deckenrnunticrten Rüntgengc
rats; Auftraggeber: Veterinarmedizinische Univer
sität Wien; Schlusstermin: 19.03.2018 12:00.

L-641347 -825
Art: Bekanntmachung; Bezeiclmung: AV Medien

Rahmenvereinbarung 20t82020; Auftraggeber:
Universität Wien; Schlusslermnin: 15.03.2)118
11:00. L—041 349—825

Art: Bi‘kanntmachung; Bezeichnung: FB 177-2)118-2
- 18.60)) Efm RV Traktor verteilt auf 27 Lose mit
Verliingerungsoption: Auftraggeber: Ostcrrciehi—
sehe Bundesforstu AG; Setitusstermin: 23.1)2.21)18
10:00 L—641357—825

Salzburg
Art: Direktvergabe mit Bekanntmachung ; Bezeicim

nuug: Musisches Gymnasium Salzburg; Auftragge
ber: Bundesimmobiliengesellsehaft m.b.H., Unter
nehmcnsbereieh Schulen Salzburg; Schlusstermin:
15.02.2018. L-641311—825

Art: Direktvergabe mit Bekanntmachung Bezeich
nung: Erweiterung und Bestandssanierung; Auf
traggeber: Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H.,
Unternehmenabereich Schulen Salzburg; Schluss-
termin: 15.02.2018, L—641353—825

Steiermark
Art: Direktvergabe mit Bekanntmachung ; Bezeich

nung: 8052 Graz-Wetzelsdorf, Straßganger Straße
280, 144385 WC Sanierung - BA II - Wirtsehafts
trakt - Baumeisterarbeiten (Download:
www.big.at); Auftraggeber: ARE Austrian Real
Estate GmbH, vertreten durch die Bundesimmobi
liengesellschaft m.b.H.. Objekt & Facility Manage
ment Team Steiermark Schulen & Büroimniobi
lien: Schlusstermin: 20.02.2018. L-641250—820

Art: Direktvergabe mit Bekanntmachung ; Bezeich
nung: 11530 Deutschlandsbei‘g, Lagergasse 11,
913781 Elektro_Verteilersanierung, + VT Sanie
rung - Elektroinstallationsarbeiten (Download;
www.big.at); Auftraggeber: Bundesimmobilienge
sellsehaft m.b.H., Objekt & Facility Management
Team Steiermark Schulen & Büroimmobilien;
Schlusstermin: 23.02.2018. L—641253—825

Vorarlberg
Art: Direktvergabe mit Bekanntmachung ; Bezeich

nung: Baumeisterarbeiten - Erweiterung für Ta
gesbetreuung - Bundesgymnasium Dornbirn; Auf
traggeber: Bundesimmobiliengesellsehaft m.b.H.
Objekt & Facility Management Vorarlberg;
Schlusstermnin: 27.02.2018. L—64l355—825

Gläubigeraufforderungen

Gläubigeraufforderung
Die Regatta Immobilien Gmh11 mit Sitz in Messen
hausergasse 2/1—2. 1030 Wien, wurde aufgelöst und
ist in Liquidation getreten. Die Glaubiger der Gesell
schaft werden aufgefordert, sich beim Liquidator
Wilhelm Nußbaumer. Dapontegasse 2/6, 1030 Wien,
zu melden.
489075 Der Liquidator

Gläubigeraufforderung
Die RONI GmbE-l mit dem Sitz in der politischen Ge
meinde Wien wurde aufgelöst und ist in Liquidation
getreten. Die Gläubiger der Gesellschaft werden auf
gefordert, sich beim Liquidator All Haydar Sagir,
l‘Iernalser Hauptstraße 160/17—18, 117)) Wien, zu
melden.
489077 Der Liquidator

Gläubigeraufforderung
Die Open Technologies GnmbH mit dem Sitz in Wien,
FN 468193w, wurde aufgelöst und ist in Liquidation
getreten. Glaubiger der Gesellschaft werden aufge
fordert, sich beim Liquidator Hannes Seidl, c/u Open
Teehnologies GmbH in Liqu., 1030 Wien, Obere
Weißgerberstraße 24/19, zu melden.
489078 Der Liquidatmir

Gläubigeraufforderung
Dii‘ Dettelbacher Photiigrammetrie und Vermessung
Ges.m.h,I1., FN 11)1)63 im, mit dem Sitz ir. der politi
schen Gemeinde Ossiaeh und der Gcsehäftsansehrift
9570 Ossiach, Alt-Ossiach 51, wurde am 10. Janner
2018 aufgelost und ist in Liquidation getreten.
Die Gläubiger der Gesellschaft wi‘rdi‘n aufgefordert,
sich beim Liquidator horst Dettelbacher, geboren
am 19. November 1948, wohnhaft in 9570 Ossiaeh 7,
zu melden.
489079 Der Liquidator

Gläubigeraufforderung
Die Good Karina Gastro GmbH in Liqu. Hafenstraße
Nr. 1, 4020 Linz, mit dem Sitz in der politischen
Gemeinde Linz, FN 432864s des Firmenbuches beim
Landes- als Handclsgericht Linz, wurde aufgelöst
und ist in I.iqtudation getreten. Gläubiger der Ge
sellschaft werden aufgefordert, sich beim Liquidator
Markus Lott, Promenade 25, 4020 Linz, zu melden.
489080 Der Liquidator

Gläubigeraufforderung
Die unter FN 2959‘79p im Firmenbuch des Landes-
als 1-landelsgericht Innsbruck eigetragene Ingenieur
büro Kainz MietgmhH mit dem Sitz in Innsbruck
wurde aufgelöst und ist in Liquidation getreten. Die
Gläubiger der Gesellschaft werden aufgefordert, bin
nen drei Monaten ihre Forderungen heim Liquidator
Ing. Ferdinand Kainz, geboren am 24. Jänner 1961.
Leopoldstraße 3. 6020 Innsbruck, anzumelden.
489082 Der Liquidator

Gläubigeraufforderung
Die Breitfuß-Bau GmbH mit dem Sitz in der politi
schen Gemeinde Saalfelden am Steinernen Meer,
FN 354409s, wurde aufgelöst und ist in Liquidation
getreten. Gläubiger der Gesellschaft werden aufge
fordert, sich beim Liquidator Rupert Breitfuß, Bahn
hofstraße 55, 5760 Saalfelden am Steinernen Meer.
zu melden.
189()89 Der Liquidator

(3) Behinderte Mitarbeiter sind begünstigte Behinderte im Sinne des § 2 des Behinderten-einstellungsge
setzes, BGBI. Nr. 22/1970, und Inhaber eines Behindertenpasses nach dem Bundesbehindertengesetz, BGBI.
Nr. 283/191)0, mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50%.

(4) Die Höhe des Zuschusses nach Abs. 1 beträgt
1. 10% der Lohnsumme, jedoch hochstens 1.000 Euro für das erste,

2. 1 5% der Lohnsumme, ledoch höchstens 2.000 Euro für das zweite,

3. 20% der Lohnsumme, jedoch höchstens 3.000 Euro für das dritte und jedes weitere

Jahr des Dienstverhältnisses (Beschäftigungsjahr). Lohnsumnse im Sinne des ersten Satzes ist die jeweilige
Bruttolohnsumme eines neu angestellten behinderten Mitarbeiters.

(5) Ansuchen von Tabaktrafikanten um eine Förderung sind für jedes Jahr des Dienstverhältnisses zu std
len. Die Ansuchen sind erstmals binnen drei Monaten nach dein Beginn des Ansteliungsverhältnisses und in
der Folge jeweils binnen dreier Monate nach dem Beginn des folgenden (Beschiiftigungs)Jahres des Dienst-
verhältnisses bei der Gesehaftsstelle des Solidaritäts- und Strukturfonds einzureichen. Langen Ansuchen
um Leistungen nach diesem Zeitpunkt bei der Geschäftstel1e des Solidaritäts- und Strukturfonds ein, darf
der Beirat des Solidaritäts— und Strukturfonds nur bei Vorliegen besonders berücksichtigungswürdiger Um-
stände im Einzelfall einen Zuschuss beschlussinällig gewähren.

(6) Dem Ansuchen um Gewährung einer Förderung sind alle fur die Beurteilung des Ansuchens erforderli
ehen Unterlagen anzuschließen, insbesondere der Dienstvertrag, eine Bestätigung des Sozialministeriusnser
vice uber das Vorliegen einer Behinderung im Smne des Abs. 3, eine Bestätigung des zustandigen Sozialver
sieherungsträgers und, sobald verfügbar, ein Jahreslohnzettel.

(7) § 6a Abs. 9 und § 6b Abs. 7 und 8 gelten sinngemäß.

Zuschüsse für die Herstellung der Barrierefreilicil des Gcschiiftslokals oder sonstige
hehindertenfreundliche Adaptierungsniallnahmen am Geschäftsiokah von Tabakfachgeschiiften

§ 6e. (1) Der Beirat des Solidaritäts- und Strukturfunds kann Inhabern von Tabaktachgesehäften als For
derung für die Herstellung der Barrierefreiheit des Geschäftslokals oder für sonstige behindertenfreundliche
Adaptierungsmaßnahmen am Geschäftslokal mit Beschluss einen Zuschuss aus Mitteln des Solidaritäts- und
Strukturfonds gewähren.

(2) Als förderungswürdige Tabaktrafikanten gelten ausschließlich Personen, die im Rahmen eines definiti
yen und unbefristeten Bestellungsvertrages mit der Monopolverwaltung GmbH gemäß § 34 TabMG 1996
zum Tabaktrafikanten bestellt werden.

(3) Die maximal förderbaren Prnjektknsten betragen 30.000 Euro. Vom Trafikanten sind jedenfalls
5.000 Euro Selbstbehalt zu tragen. Die Forderung darf höchstens 25.000 Euro betragen. Die angeführten Be
träge sind ohne Umsatzsteuer zu verstehen Die technische Uberprüfung des Projekts und die Bestätigung
der prujektgemaßen Ausfahmung haben durch vom Suhdaritats- und Strukturfunds beizuziehende externe
Sachverstandige zu erfolgen, die Aufwendungen hierfür sind vom Solidaritäts- und Strukturfonds zu bezah
len.

(4) Dem Ansuchen um Gewährung einer Förderung sind ein geeigneter Nachweis über die Kosten und alle
sonstigen für die Beurteilung des Anstichens erforderlichen Unterlagen anzuschließen.

(5) Ansuchen um eine Forderung sind vor Beginn der Bauarbeiten oder sonstigen Adaptierungsmaßnah
men bei der Geschäftsstelle des Solidaritäts- und Strukturfnnds schriftlich einzureichen.

(6) Langen Ansuchen um Leistungen nach dem im Abs. 5 genannten Zeitpunkt bei der Geschäftsstelle des
Solidaritäts- und Strukturfonds ein, darf der Beirat des Solidaritäts- und Struktiirfonds nur bei Vorliegen
besonders berüeksichtigungswürdiger Umstände im Einzelfall einen Zuschuss beschlussmäßig gewähren.

(7) § 6a Abs. 9 und § Ob Abs. 7 und 8 gelten sinngemäß.

Ermittlung und Auszahlung der Leistungen

§ 7. (1) Der Beirat des Solidaritats- und Striikturfonds ermittelt auf der Grundlage der ihm von der Mono-
polverivaltung GmbH zur Vc‘rfugung gestellten Daten über Umsatze zwischen den Großhändlern und den
Tabaktrafikanten die Höhe der nach § 6a beantragten Stilllegungsprämien, den Kreis der nach § 6b forde
rungswurdigen Tabaktrafikanten und die Höhe der Uberbrüekungshiifen. Der Beirat ermittelt darüber hin-
aus die Hohe der Fordci‘ungcn nach § 6e, 6d und Oe.

(2) Auf der Grundlage der ermittelten Stilllegungsprämien nach § Ga. Förderungen nach § Gb bis 6e und
des jeweils ermittelten Ki‘eises der förderungswürdigen Tabaktrafikanlen erfolgt gemäß der Gebarungspla
nung nach § 8 die Zuteilung aus den dafür vom Beirat aus dem Solidaritäts- und Strukturfonds gewidmeten
Mitteln.

(3) Die Auszahlung von fJberbrückungshilfen nach § 6b durch den Solidaritäts- und Strukturfonds ist für
jedes Jahr jeweils spätestens bis zum Ende des dem Einlangen des Antrags bei der Geschäftsstelle des Soli-
daritäts- und Strukturfonds zweitfolgenden Quartals abzuschließen. Die Auszahlung der Stilllegungsprämie
nach § in ist — mit Ausnahme der gemäß § 6a Abs. 10 zurückgehaltenen Beträge — jeweils spätestens bis zum
Ende des der Schließung dIer Ti‘afik zweitfolgenden Quartals abzuschließen.

Die Leistung der Zuschüsse nach § öd erfolgt nach Ablauf des zweiten Quartals für das jeweils laufende
Jahr des Dienstverhältnisses (Besehaftigungsjahres).

(4) Der Solidaritäls- und Strukturfonds behält sich ausdrücklich vor, bei unrichtigen Angaben des Tabak-
trafikanten oder bei einem Verstoß des Tabaktrafikanten gegen das Tabakmonopolgesetz 1996 im Einzelfall
von einer Zuwendung aus den Ivlitteln des Sulidaritäts- und Strukturfonds Abstand zu nehmen. Bereits ge
leistete Zuwendungen können durch den Solidaritäts- und Strtikturfonds auf dieser Grundlage sowie in Fal
len, in dIenen sich nachtraglich herausstellt, dlas.s die Voraussetzungen für die Gewährung von Stilllegungs
prämien nach § 6a oder Fördertingen nach § 6b bis 6e nicht erfüllt waren, zurückgefordert werden,

Gebarungsplanung

§ 8. (1) Der Solidaritäts- und Strukturfonds hat seine Gebarung gemäß § 38a Abs. 2 TabMG 1996 so fest-
zulegen, dass er seine gesetzlichen Aufgaben erfüllen kann. Diese Gebarungsplanung hat die Förderungspla
nung und die Rüeklagenplanung auf der Grundlage des TabMG 1996 und der Solidaritäts- und Struktur-
fondsordming zu umfassen. Die Gebarung ist durch den Beirat des Solidaritäts- und Strukturfonds zu ver
abschieden.

(2) Als Grundlage der Gebarungsplanung ist eine ährliche Vorschau über die Einnahmen und Ausgaben
zu erstellen. Auf Grundlage dieser jährlichen Vorschau sind vierteljähi‘lieh Quartalsberichte über den Ver—
lauf der Einnahmen und Ausgaben zu erstellen.

(3) Zur Abdeckung von zukünftigen Ausgaben aus dem Titel der Forderung ist aus den dem Solidaritats
und Strukturfonds zufließenden Mitteln eine Rücklage zu bilden und für die Folgejahre vorzutragen.

(4) Jahrhieh ist ein Gebarungsberieht über die Einnahmen und Ausgaben des Solidaritäts- und Struktur-
fonds vom Beirat des Solidaritäts- und Strukturfonds zu erstellen und durch einen unabhängigen Wirt
schaftsprüfer zu prüfen. Diesem Gebarungsbericht ist durch den Beirat ein Tätigkeitsbericht uber die Für
derungsverwaltung und Förderungsvergabe anzuschließen, und beide sind als Gesamtbericht in geeigneter
Foi‘m zu veröffentlichen.

Geschäftsstelle

§ 9. (1) Die Monopolverwaltung GmbH dient gemäß § t4a Abs. 5 TabMG 1996 als Geschäftsstelle des Soll
daritäts- und Strukturfonds. Alle Aufgaben im Zusammenhang mit der Einhebung, Verwaltung und Aus
schüttung der Zuschläge gemäß § 38a Abs. 1 TabMG 1996 sind über diese Geschäftsstelle abzuwickeln.

(2) Anweisungen des Beirats im Zusammenhang mit der Einhebung, Verwaltung und Ausschüttung der
Zuschläge gemäß § 38a Abs. 1 TabMG 1996 haben über die Geschäftsführung der Monopolverwaltung
GmbH an diese zu ergehen.

(3) Zur Erfüllung der Aufgaben als Geschäftsstelle des Solidaritäts- und Strukturfonds hat die Monopol-
verwaltung GmbH alle entsprechenden orgamsatorischen und personellen Vorkehrungen zu treffen.

(4) Die Monopolverwaltung GmbH hat für ihre Leistungen als Geschäftsstelle Entgelte zu erhalten. Die
Verrechnung dieser Entgelte hat auf der Grundlage der Entgeltordnung gemäß § 10 Abs. 1 und 2 TabMG
1996 über eine eigene Kustenstelle zwischen Sulidaritäts- und Strukturfunds und Munupolverwaltung
GmbH zu erfolgen.

Erlöschen

§ it). Nach der vollständigen Ausschüttung des Fondsvermögens erlischt der Solidaritäts- und Struktur-
fonds. Das Erloschen wird von der Monopolverwaltung GmbH im Amtsblatt zur Wiener Zeitung veröffent
licht. 488999
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Stellenausschreibungen

Beim Osterreiehischen Rundfunk (ORF) wird folgender Dienstpiisten ausgeschrieben:

Redakteur/in (32 Wochenstunden)
in Versvendungsgruppe 6 (Bruttojahresgehalt mindestens € 21.8.14,23 inkl. Sonderzahlungen und UDZ,
höheres Gehalt abhängig von Erfahrung und Ausbildung) für die Hauptabteilung Magazine und Ser
s‘iceseridungen, FD 9.

Bitte richten Sie Ihre Bewerbung mit Lebenslauf und Motivationsschreiben unter folgendem Link
http://jiihs.orf.at/indexwrz bis ‘211. Februar 2018 an den ORF, Abteilung Personal und Schulung (Ver
traulichkeit wird zugesichert). 489073
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